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SITZUNGSVORLAGE Nr./l17-V-66-0103

(Jahr-V-Amt-Nr.)

Betreff: Dezernat(e) [\

StraRenrechtliche Einziehung der Salzstral3e und der Stral3e Am Rheinbahnhof in Wiesbaden-
Biebrich

Anlage/n siehe Seite 3

[]Bericht zum Beschluss Nr. vom

Stellungnahmen

Personal- und Organisationsamt nicht erforderlich erforderlich f‘
Kammerei reine Personalvorlage " | = s.unten
Rechtsamt nicht erforderlich erforderlich .
Umweltamt: Umweltpriifung nicht erforderlich & erforderlich .
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nicht erforderlich erforderlich e
- der HGO nicht erforderlich erforderlich f'“
StraBenverkehrsbehérde nicht erforderlich erforderlich e
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich erforderlich e
Sonstige: nicht erforderlich erforderlich .
Beratungsfolge DL-NTr.
(wird von Amt 16 ausgefiillt)
a) |Ortsbeirat nicht erforderlich erforderlich o
Kommission nicht erforderlich erforderlich f'“
Auslanderbeirat nicht erforderlich erforderlich f"
b) | Seniorenbeirat nicht erforderlich erforderlich e
Magistrat Tagesordnung A * Tagesordnung B
Eingangsstempel Biiro des Magistrats Umdruck nur fir Magistratsmitglieder ]
itjasdst(\:/:lrjgrsdnetenversamqung nicht erforderlich erforderlich .
Eingangsstempel Amt 16 offentlich f+ nicht 6ffentlich
X wird im Internet/PIWI veréffentlicht

Bestétigung Dezernent/in

Sigrid Moéricke
Stadtréatin

Vermerk Kdmmerei

[] Stellungnahme nicht erforderlich

[] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen.

[] - siehe gesonderte Stellungnahme

Wiesbaden,

Imholz
Stadtkdmmerer




Seite 2 der Sitzungsvorlage Nr.

17

V-

6 6 -

0103

A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [_] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

X finanzielle Auswirkungen verbunden.
(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

HMS-Ampel  [] rot X grin Prognose Zuschussbedarf: Stand: Dez 2016
abs.: 7.971.683,12 €
in %: 25,4
Il. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat
Investitionscontrolling [ ] Investition [] Instandhaltung
Budget verfigte Ausgaben (Ist): abs.:
in %:
l1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage
Es handelt sich um [ ] Mehrkosten
[ ] budgettechnische Umsetzung
. « Finanzierung
Gesamt- darin zuséatzl. . .
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kosten Bedarf apl/iipl (E,Pt::re' Koonngerll(Jtng Kolrggi:gng Bezeichnung
ine in€ in€g) (Objekt) ( )
x | 2017 |Bekannt- 180,00 180,00 | 300092 684000 66 Querschnitts-
machung sammler
Summe einmalige Kosten: 180,00 180,00

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B_Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (auler bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet verdffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergdnzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfihrungen ab Pkt. I.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

StralRenrechtliche Einziehung der Salzstral3e und der Strale Am Rheinbahnhof wegen
fehlendem Verkehrsbedurfnis.

Anlagen:

Lageplan

C Beschlussvorschlag:

1. Der stral’enrechtlichen Einziehung der SalzstralR3e sowie der Stral3e Am Rheinbahnhof als
offentliche Verkehrsflache wird zugestimmt.

2. Dezernat IV/66 wird beauftragt, das Einziehungsverfahren nach dem Hessischen
StralRengesetz durchzufihren.

D Begriindung

I. Auswirkungen der Sitzungsvorlage

(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/Messgrof3en, Quantitat, Qualitat, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan,
Erfolgskontrolle)

Die StrafRen werden dem offentlichen Verkehr entzogen.

Il. Demografische Entwicklung

(Hier ist zu berticksichtigen, wie sich die Altersstruktur der Zielgruppe zusammensetzt, ob sie sich &ndert und welche Auswirkungen es
auf Ziele hat. Indikatoren des Demografischen Wandels sind: Familiengrindung, Geburten, Alterung, Lebenserwartung, Zuwanderung,
Heterogenisierung, Haushalts- und Lebensformen)

Die Mallnahme hat diesbezlglich keine Auswirkungen.

lll. Umsetzung Barrierefreiheit

(Barrierefreiheit nach DIN 18024 (Fortschreibung DIN 18040) stellt sicher, dass behinderte Menschen alle Lebensbereiche ohne
besondere Erschwernisse und generell ohne fremde Hilfe nutzen kdnnen. Hierbei ist insbesondere auf die barrierefreie Zuganglichkeit
und Nutzung zu achten bei der ErschlieBung von Gebauden und des 6ffentlichen Raumes durch stufenlose Zugéange, rollstuhlgerechte
Aufzlige, ausreichende Bewegungsflachen, rollstuhlgerechte Bodenbelage, Behindertenparkplatze, WC nach DIN 18024, Verbreitung
von Informationen unter der Beachtung der Erfordernisse von seh- und hérbehinderten Menschen)

Die MalRnahme hat diesbezlglich keine Auswirkungen.

IV. Erganzende Erlduterungen

(Bei Bedarf kdnnen hier weitere inhaltliche Informationen zur Sitzungsvorlage dargelegt werden.)

Die im beigefugten Lageplan schraffiert dargestellte Salzstral3e sowie die StraRe Am Rheinbahnhof
sind im rechtskraftigen Bebauungsplan ,,Griinzug Industriepark” nicht mehr als 6ffentliche
Verkehrsflachen festgesetzt.
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Die im Plangebiet des Bebauungsplans ,,Griinzug Industriepark” festgesetzten Baugebiete werden
Uber folgende Verkehrsflachen erschlossen: Rheingaustraf3e im Stiden, Wilhelm-Kalle-Stral3e im
Westen, Pfalzer Stral3e und Breslauer Straf3e im Norden sowie Glarusstralie.

Die Salzstral3e sowie die Stral’e Am Rheinbahnhof sind fur die zuklnftige ErschlieBung der
Nutzungen nicht mehr erforderlich. Diese Flachen werden Bestandteil des Gewerbegebietes bzw.
des Grinzuges.

Ungeachtet der Festsetzungen im Bebauungsplan ist die Einziehung nach § 6 Hessisches
StraRengesetz (HStrG) notwendig.

Die Stral3en hatten gem. 8 52 Abs. 2 HStrG schon nach vorlaufendem Recht die Eigenschaft der
Offentlichkeit.

Das Verkehrsbedirfnis ist spatestens mit Abriss der Gebaude auf dem bis dato erschlossenen
Grundstuck Salzstral3e 2 - 6 entfallen.

Die Einziehung dient auch dem Verkauf der Flachen an InfraServ nach dem stadtebaulichen Vertrag
»Grunzug Industriepark®.

Fur die Bekanntmachung entstehen Kosten in Héhe von ca. 180 €.

V. Gepriifte Alternativen

(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar gepruft wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen.)

Keine

Wiesbaden, 27. Marz 2017

Sigrid Moricke
Stadtratin



	Umweltamt: Umweltprüfung

